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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im September 2017 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat ein, gemäss dem
der Bundesrat Massnahmen zur Senkung der Prämienlast in der obligatorischen
Krankenversicherung prüfen soll. Dazu soll der Bundesrat Bericht erstatten, wie der
Ärztetarif Tarmed durch eine ärztliche Rechnungsstellung in Form eines einfachen
Stundentarifs ersetzt werden könne. Gemäss dem Postulanten diene Tarmed nur der
Bürokratie, zudem erhöhe die vorgeschlagene Massnahme die Nachvollziehbarkeit der
Rechnungen sowie die Möglichkeit zur Kontrolle der Ärzte. Der Bundesrat entgegnete,
dass es den Tarifpartnern freistehe, einen Zeittarif zur Genehmigung einzureichen. Die
Beschränkung auf eine bestimmte Tarifform hingegen erachte er als zu starken Eingriff
in die Tarifautonomie. Da dies den Tarifpartnern die Einigung bei Tariffragen auch nicht
erleichtern würde, empfahl der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung. 

Vor seiner ersten Behandlung in der Herbstsession 2017 hatte de Courten der
Abschreibung des Postulats eigentlich bereits zugestimmt, diese wurde jedoch dadurch
verhindert, dass Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) das Postulat im Nationalrat
bekämpfte. Somit wurde in der Wintersession 2017 eine Diskussion nötig. In dieser
unterstützte Jauslin den Postulanten und erklärte, dass eine „radikale Trendwende” im
Gesundheitssystem nötig sei und durch Annahme dieses Postulates ermöglicht werde.
Mit Blick auf die in der Verfassung garantierte Wirtschaftsfreiheit und das Kartellgesetz
könne es nicht sein, dass die Versicherer und Leistungserbringer Tarifabsprachen
träfen. Vielmehr müsse man mutig sein und auf einen freien Wettbewerb bei den
Gesundheitskosten setzen. Diesem Aufruf folgte der Nationalrat mit 106 zu 72 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen) und überwies das Postulat. Dabei schloss sich ein Grossteil der
CVP- und eine Minderheit der BDP-Fraktion den befürwortenden SVP- und FDP-
Fraktionen an. 1

POSTULAT
DATUM: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; 17.3956) und Pascale Bruderer Wyss (sp, AG; 17.3964)
beabsichtigten in zwei in beiden Räten eingereichten Motionen, das KVG um einen
Absatz zu ergänzen, wonach der Bundesrat die Entschädigung der Vermittlertätigkeit
regeln kann und dadurch unverhältnismässige Ausgaben für Vermittlerprovisionen in
der Grundversicherung verhindern soll. Die Motionärinnen riefen in Erinnerung, dass
der Bundesrat bereits 2012 eine entsprechende Regelung vorgesehen habe, diese
jedoch «mit Verweis auf die Selbstregulierung der Branche gestrichen» worden sei.
Diese Selbstregulierung sahen die Motionärinnen allerdings aufgrund eines
Kassensturzberichts als nicht gegeben. Dieser habe ihrer Ansicht nach aufgezeigt, dass
die Vermittlerprovisionen deutlich höher lägen als die von der Branche vereinbarten
Beträge, Abschlüsse der OKP und der Zusatzversicherungen vermischt würden und
diesbezüglich keine Transparenz bestehe. Dies sei problematisch, da bei der OKP
Aufnahmepflicht herrsche und die Leistungen der Versicherer übereinstimmten.
Dadurch würden «Vermittlerprovisionen finanzielle Fehlanreize» generieren, was
womöglich zu einer Risikoselektion oder zur Vermittlung unnötiger
Zusatzversicherungen führen könne. Es bedürfe daher der Transparenz darüber, welche
Provisionen über die OKP abgewickelt würden. Der Bundesrat pflichtete der Ansicht der
Motionärinnen bei, wonach das gesetzte Ziel allein durch Selbstregulierung nicht
erreicht worden sei, und beantragte die beiden Motionen zur Annahme. 

Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2017 einen Ordnungsantrag Kuprecht
(svp, SZ), der die Motion von Bruderer Wyss der SGK-SR zur Vorprüfung zuweisen wollte.
Kuprecht betonte, dass Provisionszahlungen in der OKP nicht akzeptabel seien, die
Problematik aber sehr komplex sei. Deshalb solle sich die Kommission des Themas
annehmen. Dem stimmte die Motionärin zu und empfahl Annahme des
Ordnungsantrags – was die kleine Kammer in der Folge tat.

Da die Nationalräte Thomas de Courten (svp, BL) und Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG)
den Vorstoss von Birrer-Heimo Ende 2017 bekämpft hatten, gelangte dieser in der
Frühjahrssession 2018 in den Nationalrat. Dort erklärte Jauslin, dass die
Krankenkassenprämien nicht wegen der Vermittlerprovisionen stiegen, sondern wegen

MOTION
DATUM: 07.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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zahlreicher anderer Gründe. Die Vermittlerprovisionen würden mit Geldern der
Zusatzversicherungen bezahlt. Ein solcher «Empörungsvorstoss» sei gemäss de
Courten unnötig. Diese Betitelung ihrer Motion wies Birrer-Heimo entschieden zurück
und verwies auf die Schreiben mehrerer Versicherungsgesellschaften, die ihr Ansinnen
unterstützten – wenn auch unter Bevorzugung eines anderen Lösungsvorschlags. Knapp
entschied sich der Nationalrat mit 94 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung für Annahme
der Motion. Das Zünglein an der Waage spielte eine Minderheit der SVP-Fraktion, die
sich für die Vorlage aussprach, wodurch die geschlossen stimmende FDP.Liberale-
Fraktion und grosse Teile der BDP- und SVP-Fraktionen von den übrigen Fraktionen
überstimmt wurden. Im Oktober 2018 zog Bruderer Wyss ihre im Ständerat eingereichte
Motion zurück. 2

1) AB NR, 2017, S. 1689; AB NR, 2017, S. 2051 f.
2) AB NR, 2017, S. 2187; AB NR, 2018, S. 268 f.; AB SR, 2017, S. 810 f.
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